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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Aufhebung des Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspektion – VAIG 1994 

Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion – VAIG 1994, BGBl. 
Nr. 650/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 51/2011 

entfällt 

Neu Das Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion – VAIG 1994, 
BGBl. Nr. 650/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 51/2011, tritt mit Ablauf des 30./31. xxx 2012 außer Kraft. 

Artikel 2 

Änderung des Bundesministeriengesetzes - BMG 
Teil 2 der Anlage zu § 2, Abschnitt C: Teil 2 der Anlage zu § 2, Abschnitt C: 

 b) Arbeitnehmerschutzrecht. b) Arbeitnehmerschutzrecht. 
 Dazu gehören insbesondere auch:  Dazu gehören insbesondere auch: 
Arbeitsmedizinische Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes; Arbeitsmedizinische Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes;
Angelegenheiten des Lehrlingsschutzes und der Heimarbeit; Angelegenheiten des Lehrlingsschutzes und der Heimarbeit;
Arbeitsinspektorate mit Ausnahme des Verkehrs-Arbeitsinspektorates. Arbeitsinspektorate. 

Teil 2 der Anlage zu § 2, Abschnitt K: Teil 2 der Anlage zu § 2, Abschnitt K: 
 10. Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes für Arbeitnehmer der   

Verkehrsbetriebe. 
entfällt 

 Dazu gehören insbesondere auch die Angelegenheiten des Verkehrs-   
Arbeitsinspektorates. 

entfällt 

§ 17b. Abs. 1 bis 20 … § 17b. Abs. 1 bis 20 … 
 (21) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2012 

geänderten oder neu gefassten Bestimmungen und für das Außerkrafttreten der 
durch dieses Bundesgesetz aufgehobenen Bestimmungen sowie für den Übergang 
zur neuen Rechtslage gelten die §§ 16 und 16a. Abschnitt C lit. b und 
Abschnitt K in Teil 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft. 
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Artikel 3 

Änderung des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 – ArbIG 
§ 1. (1) … § 1. (1) …
(2) … (2) … 

 1. bis 2. … 1. bis 2. …
 3. die der Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion unterstehenden 

Betriebsstellen und Arbeitsstätten,
entfällt 

 4. bis 6. … 4. bis 6. … 
§ 4. (1) § 4. (1) 
(2) Die Organe der Arbeitsinspektion sind berechtigt, zum Zwecke des 

Erreichens der Betriebsstätten und Arbeitsstellen sowie sonstiger Einrichtungen 
nach Abs.1 Privatstraßen zu befahren. Sofern es zur Durchführung ihrer Aufgaben, 
insbesondere zur Durchführung von Messungen und Untersuchungen erforderlich 
ist, sind die Arbeitsinspektionsorgane auch zum Befahren des Betriebsgeländes 
berechtigt. Zum Zweck der Beweissicherung sind die Arbeitsinspektionsorgane 
insbesondere auch berechtigt, in Betriebsstätten und auf Arbeitsstellen Fotos 
anzufertigen. 

Neu: Ergänzung um Treppelwege, Betriebsgelände von Flughäfen und 
Filmaufnahmen (entspricht § 6 Abs. 2 VAIG 1994) 

(2) Die Organe der Arbeitsinspektion sind berechtigt, zum Zwecke des 
Erreichens der Betriebsstätten und Arbeitsstellen sowie sonstiger Einrichtungen 
nach Abs.1 Privatstraßen und Treppelwege zu befahren. Sofern es zur 
Durchführung ihrer Aufgaben, insbesondere zur Durchführung von Messungen 
und Untersuchungen erforderlich ist, sind die Arbeitsinspektionsorgane auch zum 
Befahren des Betriebsgeländes, insbesondere auch von Flughäfen, berechtigt. 
Zum Zweck der Beweissicherung sind die Arbeitsinspektionsorgane 
insbesondere auch berechtigt, in Betriebsstätten und auf Arbeitsstellen sowie auf 
dem Betriebsgelände Filmaufnahmen und Fotos anzufertigen. 

(3) Die Arbeitgeber/innen haben dafür zu sorgen, dass die in Abs. 1 
angeführten Räumlichkeiten und Stellen sowie die Betriebseinrichtungen und 
Betriebsmittel den Arbeitsinspektionsorganen jederzeit zugänglich sind. Soweit 
dies für eine wirksame Überwachung erforderlich ist, sind auf Verlangen des 
Arbeitsinspektionsorganes Betriebseinrichtungen und Betriebsmittel in Betrieb zu 
setzen. Dies gilt nicht, wenn eine für die Inbetriebnahme erforderliche fachkundige 
Person nicht anwesend ist oder eine Inbetriebnahme aus betrieblichen oder 
wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist. 

Neu: § 4 Abs. 3 letzter Satz: (entspricht § 6 Abs. 3 letzter Satz VAIG 1994) 

(3) Die Arbeitgeber/innen haben dafür zu sorgen, dass die in Abs. 1 
angeführten Räumlichkeiten und Stellen sowie die Betriebseinrichtungen und 
Betriebsmittel den Arbeitsinspektionsorganen jederzeit zugänglich sind. Soweit 
dies für eine wirksame Überwachung erforderlich ist, sind auf Verlangen des 
Arbeitsinspektionsorganes Betriebseinrichtungen und Betriebsmittel in Betrieb zu 
setzen. Dies gilt nicht, wenn eine für die Inbetriebnahme erforderliche 
fachkundige Person nicht anwesend ist oder eine Inbetriebnahme aus 
betrieblichen oder wirtschaftlichen Gründen nicht zumutbar ist. In Ausübung des 
Aufsichtsrechts haben die Arbeitsinspektionsorgane Anspruch auf freie Fahrt auf 
Eisenbahn-, Straßenbahn-, Kraftfahr- und Schifffahrtslinien. 

§ 8. (1) zweiter Satz: § 8. (1) zweiter Satz:
Dies gilt insbesondere für Unterlagen über die Betriebsräumlichkeiten, 

Betriebseinrichtungen, sonstigen mechanischen Einrichtungen, Betriebsmittel, 
Arbeitsvorgänge, Arbeitsverfahren und Arbeitsstoffe samt den dazugehörigen 

Dies gilt insbesondere für Unterlagen über die Betriebsräumlichkeiten, 
Betriebseinrichtungen, sonstigen mechanischen Einrichtungen, Betriebsmittel, 
beigestellten Wohnräume oder Unterkünfte, Arbeitsvorgänge, Arbeitsverfahren 
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Plänen, Zeichnungen, Beschreibungen und Betriebsvorschriften. und Arbeitsstoffe samt den dazugehörigen Plänen, Zeichnungen, Beschreibungen 
und Betriebsvorschriften. 

§ 8. (2) und (3) …. § 8. (2) und (3) ….
Neu (entspricht § 11 Abs. 5 VAIG 1994) (4) Die Reeder von Seeschiffen, auf die dieses Bundesgesetz Anwendung 

findet, sind verpflichtet, alle Arbeitsunfälle auf diesen Schiffen unverzüglich dem 
Zentral-Arbeitsinspektorat zu melden.

Neu (entspricht § 11 Abs. 6 VAIG 1994) (5) Sofern keine Meldeverpflichtung von Arbeitsunfällen gemäß § 363 
Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. 
Nr. 189/1955, besteht, sind Arbeitgeber/innen verpflichtet, Arbeitsunfälle ihrer 
Arbeitnehmer/innen, durch die ein/e Arbeitnehmer/in mehr als drei Tage völlig 
oder teilweise arbeitsunfähig geworden ist, dem Arbeitsinspektorat auf einem von 
diesem aufzulegenden Vordruck anzuzeigen.“

 Verfahrensrechtliche Sonderbestimmungen 
Neu (entspricht § 17 Abs. 2 bis 4 VAIG 1994) § 13a. (1) Bestehen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder geltender 

Dienstvorschriften für die Untersuchung von Unfällen in bestimmten Bereichen 
z.B. der Luftfahrt oder bei Eisenbahnen besondere Einrichtungen oder 
Kommissionen, so ist, sofern von diesen Unfällen Arbeitnehmer/innen betroffen 
sind, dem zuständigen Arbeitsinspektorat Einsicht in alle diesbezüglichen 
Unterlagen zu gewähren, sofern es nicht unmittelbar an den Ermittlungen oder 
Untersuchungen teilnimmt.

 (2) Schifffahrtsunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge auf 
österreichischen Wasserstraßen verkehren, kann im Wege des Schiffführers eines 
Fahrzeuges des Unternehmens wirksam zugestellt werden.

 (3) Eisenbahnunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge auf dem 
österreichischen Schienennetz verkehren, kann im Wege des Triebwagenführers 
oder des Personals eines Fahrzeuges des Unternehmens wirksam zugestellt 
werden. 

§ 20. (1) … § 20. (1) … 
(2) Die Gewerbebehörden haben das zuständige Arbeitsinspektorat von der 

Neuerrichtung von Betriebsanlagen sowie von Änderungen in Betriebsanlagen zu 
verständigen. Alle Behörden haben dem zuständigen Arbeitsinspektorat die ihnen 
zur Kenntnis gelangte Errichtung von sonstigen Betriebsstätten und von 
Änderungen in solchen Betriebsstätten mitzuteilen. 

Die Gewerbebehörden und die sonst zuständigen Genehmigungsbehörden 
haben das zuständige Arbeitsinspektorat von der Neuerrichtung von 
Betriebsanlagen sowie von Änderungen in Betriebsanlagen zu verständigen. Alle 
Behörden haben dem zuständigen Arbeitsinspektorat die ihnen zur Kenntnis 
gelangte Errichtung von sonstigen Betriebsstätten und von Änderungen in 
solchen Betriebsstätten mitzuteilen.

(3) … (3) … 
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(4) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, die zuständigen Behörden zu 
verständigen, wenn sie im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht 
gelangen, dass eine Übertretung von Vorschriften des Arbeits- oder 
Sozialversicherungsrechts, des Gewerbe-, Mineralrohstoff-, Elektrotechnik- oder 
Kesselrechts, des Gesundheits- oder Umweltschutzrechts oder des Schieß- und 
Sprengmittelrechts vorliegt. Bei begründetem Verdacht, dass in der Betriebsstätte 
bereitgestelltes Trinkwasser oder an die Arbeitnehmer/innen verabreichte 
Lebensmittel die Gesundheit gefährden, hat das Arbeitsinspektorat Anzeige an die 
zuständige Behörde zu erstatten. 

(4) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, die zuständigen Behörden zu 
verständigen, wenn sie im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht 
gelangen, dass eine Übertretung von Vorschriften des Arbeits- oder 
Sozialversicherungsrechts, des Gewerbe-, Mineralrohstoff-, Elektrotechnik- oder 
Kesselrechts, des Gesundheits- oder Umweltschutzrechts, des Verkehrsrechts 
oder des Schieß- und Sprengmittelrechts vorliegt. Bei begründetem Verdacht, 
dass in der Betriebsstätte bereitgestelltes Trinkwasser oder an die 
Arbeitnehmer/innen verabreichte Lebensmittel die Gesundheit gefährden, hat das 
Arbeitsinspektorat Anzeige an die zuständige Behörde zu erstatten.

(5) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, ihnen bekannt gewordene Daten 
über gefährliche Arbeitsstoffe, die im Hinblick auf den Schutz des Lebens und der 
Gesundheit von Menschen von Bedeutung sind, dem für Angelegenheiten des 
Verkehrs mit den betreffenden gefährlichen Arbeitsstoffen zuständigen 
Bundesminister zur Kenntnis zu bringen. 

Neu: Ergänzung um Zubereitungen (entspricht § 20 Abs. 7 VAIG 1995)

(5) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, ihnen bekannt gewordene Daten 
über gefährliche Arbeitsstoffe oder Zubereitungen, die im Hinblick auf den 
Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen von Bedeutung sind, dem 
für Angelegenheiten des Verkehrs mit den betreffenden gefährlichen 
Arbeitsstoffen oder Zubereitungen zuständigen Bundesminister zur Kenntnis zu 
bringen. 

(6) bis (9)….. (6) bis (9) …..
Neu (entspricht § 20 Abs. 6 VAIG 1994) (10) Die Arbeitsinspektorate sind berechtigt, in Fällen, in denen 

Arbeitgeber/innen oder Unternehmen oder Betrieben, die der Aufsicht der 
Arbeitsinspektion unterliegen, Förderungen aus Bundesmitteln gewährt werden 
sollen, den die Förderungsmittel vergebenden Stellen auf deren Verlangen 
Auskunft über festgestellte grobe Verstöße gegen 
Arbeitnehmerschutzvorschriften zu geben.

§ 25. (1) bis (6) … § 25. (1) bis (6) …
Neu (7) Die §§ 1 Abs. 2, 4 Abs. 2 und 3, 8 Abs. 4, 13a, 20 Abs. 2, 5 und 10 und 

§ 26 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 
1. xxx 2012 in Kraft. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 können bereits vor diesem 
Zeitpunkt erlassen werden, treten jedoch frühestens mit diesem Zeitpunkt in 
Kraft.

§ 26. (1) bis (6) … § 26. (1) bis (6) …
Neu (7) Die Parteistellung des Verkehrs-Arbeitsinspektorates in 

Verwaltungsstrafverfahren und Verwaltungsverfahren, die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 anhängig sind, ist ab 
1. xxx2012 von der Arbeitsinspektion wahrzunehmen. In den beim 
Verwaltungsgerichtshof mit Ablauf des 30. Juni 2012 gemäß § 16 VAIG 1994 
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anhängigen Verfahren tritt der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz an die Stelle der Bundesministerin für Verkehr, Innovation 
und Technologie.

Artikel 4 
Änderung des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes - ASchG 

§ 2. (1) bis (2) … § 2. (1) bis (2) … 

(3) Arbeitsstätten im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Arbeitsstätten in 
Gebäuden und Arbeitsstätten im Freien. Mehrere auf einem Betriebsgelände 
gelegene oder sonst im räumlichen Zusammenhang stehende Gebäude eines 
Arbeitgebers zählen zusammen als eine Arbeitsstätte.  Baustellen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen, an denen 
Hoch- und Tiefbauarbeiten durchgeführt werden. Dazu zählen insbesondere 
folgende Arbeiten: Aushub, Erdarbeiten, Bauarbeiten im engeren Sinne, Errichtung 
und Abbau von Fertigbauelementen, Einrichtung oder Ausstattung, Umbau, 
Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, Wartung, 
Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, Sanierung. Auswärtige 
Arbeitsstellen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Orte außerhalb von 
Arbeitsstätten, an denen andere Arbeiten als Bauarbeiten durchgeführt werden. 

(3) Arbeitsstätten im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Arbeitsstätten in 
Gebäuden und Arbeitsstätten im Freien. Mehrere auf einem Betriebsgelände 
gelegene oder sonst im räumlichen Zusammenhang stehende Gebäude eines 
Arbeitgebers zählen zusammen als eine Arbeitsstätte.  Baustellen im Sinne dieses 
Bundesgesetzes sind zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen, an 
denen Hoch- und Tiefbauarbeiten durchgeführt werden. Dazu zählen 
insbesondere folgende Arbeiten: Aushub, Erdarbeiten, Bauarbeiten im engeren 
Sinne, Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen, Einrichtung oder 
Ausstattung, Umbau, Renovierung, Reparatur, Abbauarbeiten, Abbrucharbeiten, 
Wartung, Instandhaltungs-, Maler- und Reinigungsarbeiten, Sanierung. 
Auswärtige Arbeitsstellen im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Orte 
außerhalb von Arbeitsstätten, an denen andere Arbeiten als Bauarbeiten 
durchgeführt werden, insbesondere auch die Stellen in Verkehrsmitteln, auf 
denen Arbeiten ausgeführt werden. 

(4) bis (9) (4) bis (9) 

§ 32. (1) … § 32. (1) … 

(2) Für die unter den Geltungsbereich des Bundesgesetzes über die Verkehrs-
Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, fallenden Einrichtungen hat der 
Bundesminister für Wissenschaft, Verkehr und Kunst nähere 
Durchführungsbestimmungen zu § 31 zu erlassen.

(2) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann 
durch Verordnung nähere Durchführungsbestimmungen zu § 31 erlassen. 

§ 39. (1) bis (2) … § 39. (1) bis (2) … 

(3) Für Arbeitsmittel, die in Betrieben verwendet werden, die dem 
Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen und auf die die 
Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, nicht anzuwenden ist, kann der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr durch Verordnung die 
grundlegenden Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und 
weiterer Schutzmaßnahmen einschließlich der Erstellung von Beschreibungen und 

(3) Für Arbeitsmittel, auf die die Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, 
nicht anzuwenden ist, kann der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz durch Verordnung die grundlegenden 
Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen einschließlich der Erstellung von Beschreibungen und 
Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen Verordnungen können auch 
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Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen Verordnungen können auch besondere 
Regelungen über die Prüfung, Übereinstimmungserklärung und über eine 
Zulassung durch Bescheid des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr getroffen werden. 

besondere Regelungen über die Prüfung, Übereinstimmungserklärung und über 
eine Zulassung durch Bescheid des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz getroffen werden. 

§ 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemäß § 62 ist durch ein Zeugnis 
einer hiefür in Betracht kommenden Unterrichtsanstalt oder durch ein Zeugnis 
einer anderen Einrichtung zu erbringen, die hiezu vom Bundesminister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales oder, wenn diese Einrichtung oder deren Betreiber der 
Aufsicht der Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegt, vom Bundesminister für 
Wissenschaft und Verkehr ermächtigt wurde.

§ 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemäß § 62 ist durch ein 
Zeugnis einer hiefür in Betracht kommenden Unterrichtsanstalt oder durch ein 
Zeugnis einer anderen Einrichtung zu erbringen, die hiezu vom Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ermächtigt wurde. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 

§ 72. (1) … § 72. (1) … 

(2) Für persönliche Schutzausrüstungen, die in Betrieben verwendet werden, 
die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen und auf die 
die Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, nicht anzuwenden ist, kann der 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr durch Verordnung die 
grundlegenden Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und 
weiterer Schutzmaßnahmen einschließlich der Erstellung von Beschreibungen und 
Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen Verordnungen können auch besondere 
Regelungen über die Prüfung, Übereinstimmungserklärung und über eine 
Zulassung durch Bescheid des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr getroffen werden. 

(2) Für persönliche Schutzausrüstungen, auf die die Gewerbeordnung 1994, 
BGBl. Nr. 194, nicht anzuwenden ist, kann der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung die grundlegenden 
Sicherheitsanforderungen hinsichtlich Konstruktion, Bau und weiterer 
Schutzmaßnahmen einschließlich der Erstellung von Beschreibungen und 
Bedienungsanleitungen festlegen. In diesen Verordnungen können auch 
besondere Regelungen über die Prüfung, Übereinstimmungserklärung und über 
eine Zulassung durch Bescheid des Bundesministers für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz getroffen werden. 

§ 91. (1) … § 91. (1) … 

(2) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehören neben dem Zentral-
Arbeitsinspektor bzw. bei Verhinderung dessen Vertretung an:

(2) Dem Arbeitnehmerschutzbeirat gehören neben dem Zentral-
Arbeitsinspektor bzw. bei Verhinderung dessen Vertretung an:

 1. ein Vertreter des Verkehrs-Arbeitsinspektorates, entfällt 

 2. bis 8. …  2. bis 8. … 

 Sonderbestimmungen für die Zustellung 

Neu (entspricht § 17 Abs. 3 und 4 VAIG 1994) § 96a. (1) Schifffahrtsunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge 
auf österreichischen Wasserstraßen verkehren, kann im Wege des Schiffführers 
eines Fahrzeuges des Unternehmens wirksam zugestellt werden.
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 (2) Eisenbahnunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Fahrzeuge auf dem 
österreichischen Schienennetz verkehren, kann im Wege des Triebwagenführers 
oder des Personals eines Fahrzeuges des Unternehmens wirksam zugestellt 
werden. 

§ 99. (1) Die nach diesem Bundesgesetz den Arbeitsinspektoraten 
zustehenden Befugnisse stehen hinsichtlich der vom Wirkungsbereich der 
Arbeitsinspektion ausgenommenen Tätigkeiten folgenden Behörden zu: 
 1. hinsichtlich der unter den Geltungsbereich des Bundesgesetzes über die 

Verkehrs-Arbeitsinspektion fallenden Tätigkeiten die Verkehrs-
Arbeitsinspektion, 

 2 (aufgehoben). 

entfällt 

(2) Über Berufungen gegen die nach diesem Bundesgesetz erlassenen 
Bescheide des Arbeitsinspektorates entscheidet der Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit. 

(2) Über Berufungen gegen die nach diesem Bundesgesetz erlassenen 
Bescheide des Arbeitsinspektorates entscheidet der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz. 

(3) Z 1 bis Z 5 …. (3) Z 1 bis Z 5 …. 

 6. bei der Telekom Austria AG, der Österreichischen Post AG und den 
Fernmeldebehörden der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie;

entfällt 

(3) Z 7 bis Z 8 …. (3) Z 7 und Z 8 …. 

(4) ….. (4) ….. 

§ 101. (1) bis (2) … § 101. (1) bis (2) … 

Neu (entspricht § 17 Abs. 1 VAIG 1994) (3) Sehen gesetzliche Bestimmungen vor, dass im Genehmigungsverfahren 
Gutachten oder öffentliche Urkunden beizugeben sind, kann der Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung festlegen, in 
welcher Weise die Erfordernisse des Arbeitnehmerschutzes in den Gutachten 
oder öffentlichen Urkunden zu berücksichtigen sind und deren Einhaltung 
nachzuweisen ist. Darüber hinaus kann der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz durch Verordnung auch festlegen, in welcher Weise die 
Erfordernisse des Arbeitnehmerschutzes in Verwaltungsverfahren zu 
berücksichtigen sind und deren Einhaltung nachzuweisen ist. § 12 des 
Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 (ArbIG), BGBl. Nr. 27/1993, bleibt unberührt. 

§ 113. (1) bis (5) … § 113. (1) bis (5) … 
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Neu (6) Die vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
gemäß § 63 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes vor dem 1. xxx2012 erteilten 
Ermächtigungen zur Ausstellung von Zeugnissen zum Nachweis der 
Fachkenntnisse bleiben bis zu einem allfälligen Widerruf gemäß § 14 Abs. 4 der 
Fachkenntnis-Nachweisverordnung – FK-V, BGBl. II Nr. 13/2007, durch den 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unberührt.

 Verkehrswesen 

Neu § 127a. Die Verordnung über die Berücksichtigung der Erfordernisse des 
Arbeitnehmerschutzes und über den Nachweis der Einhaltung in 
Genehmigungsverfahren des Verkehrswesens (Arbeitnehmerschutzverordnung  
Verkehr  2011 –  AVO Verkehr 2011), BGBl. II Nr. 17/2012, gilt als Verordnung 
gemäß § 101 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes.

§ 131. (1) bis (8) … § 131. (1) bis (8) … 

Neu (9) Die §§ 2 Abs. 3, 32 Abs. 2, 39 Abs. 3, 63 Abs. 1, 72 Abs. 2, 91 Abs. 2, 
96a, 99 Abs. 2 und 3, 101 Abs. 3, 113 Abs. 6 und § 132 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx2012 in Kraft.

§ 132. (1) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat in 
Durchführung dieses Bundesgesetzes durch Verordnung besondere Regelungen für 
Betriebe und Tätigkeiten zu erlassen, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-
Arbeitsinspektion unterliegen, soweit Abweichungen von den nach diesem 
Bundesgesetz erlassenen Verordnungen des Bundesministers für Wirtschaft und 
Arbeit oder spezifische Regelungen erforderlich sind.

entfällt 

(2) Im Übrigen ist mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes betraut: § 132. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist betraut: 

 1. soweit es sich um Betriebe oder Tätigkeiten handelt, die dem 
Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie,

entfällt 

 2. zur Vollziehung des § 123 Abs. 4 der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,

 1. hinsichtlich des § 123 Abs. 4 der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,

 3. zur Vollziehung des § 63 Abs. 3, soweit er sich auf die Bescheinigung 
über die Verlässlichkeit bezieht, und des § 63 Abs. 5 der Bundesminister 
für Inneres,

 2. hinsichtlich des § 63 Abs. 3, soweit er sich auf die Bescheinigung über 
die Verlässlichkeit bezieht, und des § 63 Abs. 5 der Bundesminister für 
Inneres, 

 4. im Übrigen der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit.  3. im Übrigen der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz. 
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Artikel 5 

Änderung des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes - AÜG 
§ 23. (1) bis (13) … § 23. (1) bis (13) … 

Neu (14) § 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 tritt mit 
1. xxx 2012 in Kraft.

§ 26. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 26. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. …  1. … 

 2. hinsichtlich des § 19 Abs. 2 und des § 20, soweit das Verkehrs-
Arbeitsinspektorat berufen ist, der Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie; 

entfällt 

 3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Wirtschaft 
und Arbeit.

 3. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz.

Artikel 6 

Änderung des Arbeitsruhegesetzes – ARG 
§ 33. (1) bis (1q) … § 33. (1) bis (1q) … 

Neu (1r) § 34 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx2012 in Kraft. 

§ 34. (1) … § 34. (1) … 

 1. …  1. … 

 2. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben, die dem 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat unterstehen; 

entfällt 

 3. bis 5. …  3. bis 5. … 

(2) … (2) … 
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Artikel 7 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 1979 – MSchG 
§ 35. (1) Die nach diesem Bundesgesetz den Arbeitsinspektoraten 

zustehenden Aufgaben und Befugnisse sind in den Betrieben, die dem 
Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, 
unterliegen, vom Verkehrs-Arbeitsinspektorat, in den anderen vom 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion ausgenommenen Betrieben von den zur 
Wahrnehmung des Dienstnehmerschutzes sonst berufenen Behörden 
wahrzunehmen.

§ 35. (1) Die nach diesem Bundesgesetz den Arbeitsinspektoraten 
zustehenden Aufgaben und Befugnisse sind in den vom Wirkungsbereich der 
Arbeitsinspektion ausgenommenen Betrieben von den zur Wahrnehmung des 
Dienstnehmerschutzes sonst berufenen Behörden wahrzunehmen. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) … 

§ 36. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 3 
und 4 ist 

§ 36. Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 5 Abs. 4 und § 9 
Abs. 3 und 4 ist für die dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993 unterliegenden 
Betriebe und für Privathaushalte die Bezirksverwaltungsbehörde.

 1. für die dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993 unterliegenden Betriebe und 
für Privathaushalte die Bezirksverwaltungsbehörde, 

 

 2. für Betriebe, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion 
unterliegen, die gemäß § 22 des genannten Bundesgesetzes zuständige 
Behörde. 

entfällt 

§ 39. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: § 39. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. für Dienstverhältnisse zum Bund der Bundeskanzler, soweit jedoch der 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion betroffen ist, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung; in Angelegenheiten, die 
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers betreffen, dieser 
Bundesminister, soweit jedoch der Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion 
betroffen ist, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale 
Verwaltung; soweit finanzielle Angelegenheiten betroffen sind, ist im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen vorzugehen; 

 1. für Dienstverhältnisse zum Bund der Bundeskanzler, soweit jedoch der 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion betroffen ist, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; in 
Angelegenheiten, die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers 
betreffen, dieser Bundesminister, soweit jedoch der Wirkungsbereich der 
Arbeitsinspektion betroffen ist, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; soweit 
finanzielle Angelegenheiten betroffen sind, ist im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen vorzugehen; 

 2. für Dienstverhältnisse zu den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden, soweit es sich um Bedienstete handelt, die in 
Betrieben tätig sind, der Bundesminister für soziale Verwaltung; soweit 
finanzielle Angelegenheiten betroffen sind, ist im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen vorzugehen; 

 2. für Dienstverhältnisse zu den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden, soweit es sich um Bedienstete handelt, die in 
Betrieben tätig sind, der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz; soweit finanzielle Angelegenheiten betroffen sind, 
ist im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen vorzugehen; 
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 3. …  3. … 

 4. …  4. … 

 a) soweit es sich um Arbeitnehmer in Betrieben, die in den 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion fallen, handelt, der 
Bundesminister für soziale Verwaltung;

 a) soweit es sich um Arbeitnehmer in Betrieben, die in den 
Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion fallen, handelt, der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz;

 b) soweit es sich um Arbeitnehmer in Betrieben handelt, die in den 
Wirkungsbereich der Verkehrs-Arbeitsinspektion fallen, der 
Bundesminister für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für soziale Verwaltung; 

entfällt 

 c) im übrigen der Bundesminister für soziale Verwaltung.  c) im Übrigen der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz.

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Soweit § 35 Abs. 3 eine Befreiung von den Stempelgebühren vorsieht, ist 
der Bundesminister für Finanzen und soweit diese Bestimmung eine Befreiung von 
den Bundesverwaltungsabgaben vorsieht, der Bundesminister für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen mit der 
Vollziehung betraut.

(5) Soweit § 35 Abs. 3 eine Befreiung von den Stempelgebühren vorsieht, 
ist der Bundesminister für Finanzen und soweit diese Bestimmung eine Befreiung 
von den Bundesverwaltungsabgaben vorsieht, der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen mit der Vollziehung betraut.

§ 40. (1) bis (17) … § 40. (1) bis (17) … 

Neu (18) Die §§ 35 Abs. 1, 36, 39 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 und Abs. 5 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Artikel 8 

Änderung des Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetzes – KJBG 
§ 34. (1) … § 34. (1) … 

 Z 1 bis 3 …  Z 1 bis 3 … 

 4. hinsichtlich der Betriebe, die in den Wirkungsbereich der Verkehrs-
Arbeitsinspektion fallen, der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz;

entfällt 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
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Neu (9) § 34 Abs. 1 in der in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Artikel 9 

Änderung des Arbeitszeitgesetzes - AZG 
§ 33. (1) bis (1w) … § 33. (1) bis (1w) … 

Neu (1x) § 33 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx2012 in Kraft. 

(2) … (2) … 

(3) … (3) … 

 a) hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben, die dem Verkehrs-
Arbeitinspektionsgesetz unterliegen, der Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; 

entfällt 

 b) hinsichtlich aller anderen Arbeitnehmer der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz;

entfällt 

 c) bis f) …  c) bis f) … 

Neu  g) im Übrigen der der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz. 

(4) Die in Abs. 4 lit. a und b genannten Bundesminister sind auch mit der 
Vollziehung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der Verordnung (EWG) 
Nr. 3821/85 betraut. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist 
auch mit der Vollziehung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 betraut. 

Artikel 10 

Änderung des Nachtschwerarbeitsgesetzes - NSchG 
Art. XIV. (1) bis (5) … Art. XIV. (1) bis (5) … 

Neu (6) Art. XV Abs. 1, 2 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Art. XV. (1) Mit der Vollziehung der Art. III, VII, VIII und XIII sind betraut: Art. XV. (1) Mit der Vollziehung der Artikel III, VII, VIII und XIII ist der 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut.
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 a) hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben, die der bergbehördlichen 
Aufsicht unterstehen, der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale 
Verwaltung, 

 

 b) hinsichtlich der Arbeitnehmer in Betrieben, die dem Verkehrs-
Arbeitsinspektorat unterliegen, der Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für soziale Verwaltung,

 

  

 c) hinsichtlich aller anderen Arbeitnehmer der Bundesminister für soziale 
Verwaltung. 

 

(2) Mit der Vollziehung des Art. XI Abs. 5 ist der Bundesminister für soziale 
Verwaltung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen betraut. 

(2) Mit der Vollziehung des Art. XI Abs. 5 ist der Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen betraut. 

(3) … (3) … 

(4) Mit der Vollziehung aller übrigen Bestimmungen ist der Bundesminister 
für soziale Verwaltung betraut. 

(4) Mit der Vollziehung aller übrigen Bestimmungen ist der Bundesminister 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz.

Artikel 11 

Änderung des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes - BauKG 
§ 11. (1) bis (5) … § 11. (1) bis (5) … 

Neu (6) § 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 tritt mit 
1. xxx 2012 in Kraft. 

§ 12. (1) Für die Überwachung der Einhaltung dieses Bundesgesetzes ist  
zuständig:

§ 12. (1) Für die Überwachung der Einhaltung dieses Bundesgesetzes ist die 
Arbeitsinspektion zuständig. 

 1. die Verkehrs-Arbeitsinspektion, soweit es sich um Betriebe oder 
Tätigkeiten handelt, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-
Arbeitsinspektion (VAIG 1994), BGBl. Nr. 650/1994, unterliegen, 

 

 2. im Übrigen die Arbeitsinspektion.  

(2) Das Bundesgesetz über die Arbeitsinspektion 
(Arbeitsinspektionsgesetz 1993 – ArbIG) und das VAIG 1994 sind anzuwenden. 
Dies gilt mit der Maßgabe, dass die Aufgaben und Befugnisse, die der 
Arbeitsinspektion und der Verkehrs-Arbeitsinspektion nach dem ArbIG und dem 

(2) Das Bundesgesetz über die Arbeitsinspektion 
(Arbeitsinspektionsgesetz 1993 – ArbIG) ist anzuwenden. Dies gilt mit der 
Maßgabe, dass die Aufgaben und Befugnisse, die der Arbeitsinspektion nach dem 
ArbIG gegenüber Arbeitgebern obliegen, auch gegenüber Bauherren, 
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VAIG 1994 gegenüber Arbeitgebern obliegen, auch gegenüber Bauherren, 
Projektleitern und Koordinatoren für Sicherheit und Gesundheitsschutz und die im 
ArbIG und VAIG 1994 vorgesehenen Arbeitgeberpflichten auch für Bauherren, 
Projektleiter und Koordinatoren für Sicherheit und Gesundheitsschutz gelten. 

Projektleitern und Koordinatoren für Sicherheit und Gesundheitsschutz und die 
im ArbIG vorgesehenen Arbeitgeberpflichten auch für Bauherren, Projektleiter 
und Koordinatoren für Sicherheit und Gesundheitsschutz gelten. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist betraut: (3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut. 

 1. soweit es sich um Betriebe oder Tätigkeiten handelt, die dem 
Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 

 

 2. im übrigen der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit.  

Artikel 12 

Änderung des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes - BUAG 
§ 31a. (1) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat zum Zweck des Erfassens 

und der erleichterten Kontrolle von Baustellen eine Baustellendatenbank zu 
errichten. Zu diesem Zweck ist sie berechtigt, die in den Meldungen nach § 6 des 
Bauarbeitenkoordinationsgesetzes (BauKG), BGBl. I Nr. 37/1999, und des § 97 
Abs. 1 ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994 in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 1 bis 4 und  6 der Bauarbeiterschutzverordnung (BauV), BGBl. 
Nr. 340/1995, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 3/2011, enthaltenen 
Daten sowie die bei Baustellenkontrollen erhobenen Daten zu verarbeiten. Die 
Urlaubs- und Abfertigungskasse hat zur Erstattung der Meldung eine 
Webanwendung zur Verfügung zu stellen. Hinsichtlich der Baustellendatenbank 
sind die Urlaubs- und Abfertigungskasse, die Arbeitsinspektion sowie das 
Verkehrs-Arbeitsinspektorat gemeinsamer Auftraggeber gemäß § 4 Z 4 des 
Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999. 

§ 31a. (1) Die Urlaubs- und Abfertigungskasse hat zum Zweck des 
Erfassens und der erleichterten Kontrolle von Baustellen eine 
Baustellendatenbank zu errichten. Zu diesem Zweck ist sie berechtigt, die in den 
Meldungen nach § 6 des Bauarbeitenkoordinationsgesetzes (BauKG), BGBl. I 
Nr. 37/1999, und des § 97 Abs. 1 ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. 
Nr. 450/1994 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 bis 4 und  6 der 
Bauarbeiterschutzverordnung (BauV), BGBl. Nr. 340/1995, in der Fassung der 
Verordnung BGBl. II Nr. 3/2011, enthaltenen Daten sowie die bei 
Baustellenkontrollen erhobenen Daten zu verarbeiten. Die Urlaubs- und 
Abfertigungskasse hat zur Erstattung der Meldung eine Webanwendung zur 
Verfügung zu stellen. Hinsichtlich der Baustellendatenbank sind die Urlaubs- und 
Abfertigungskasse und die Arbeitsinspektion gemeinsamer Auftraggeber gemäß 
§ 4 Z 4 des Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999. 

(2) … (2) … 

§ 40. (1) bis (18) … § 40. (1) bis (18) … 

Neu (19) § 31a Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 tritt mit dem Zeitpunkt in Kraft, den der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung als jenen feststellt, ab dem 
die zur Verfügung stehenden technischen Mittel (Baustellendatenbank) zur 
Erfassung der in § 31a vorgesehenen Meldungen geeignet sind. Er darf diesen 
Zeitpunkt frühestens mit 1. Jänner 2012 festsetzen. Liegt dieser Zeitpunkt vor 
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dem 1. xxx2012, tritt § 31a Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 mit 1. xxx 2012 in Kraft. Liegt dieser Zeitpunkt nach dem 
1. xxx 2012, tritt § 31a Abs. 1 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 mit dem vom Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz durch Verordnung festgestellten Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 13 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes – ASVG 
§ 363. (1) bis (2) … § 363. (1) bis (2) … 

(3) Der Träger der Unfallversicherung hat eine der bei ihm eingelangten 
Ausfertigungen der Meldung eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 
unverzüglich weiterzuleiten 

(3) Der Träger der Unfallversicherung hat eine der bei ihm eingelangten 
Ausfertigungen der Meldung eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 
unverzüglich weiterzuleiten 

 1. an das zuständige Arbeitsinspektorat, wenn der Unfall (die 
Berufskrankheit) den Dienstnehmer eines Betriebes betraf, der nach dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. Nr: 27, in der jeweils geltenden 
Fassung dem Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion unterliegt;

 1. an das zuständige Arbeitsinspektorat, wenn der Unfall (die 
Berufskrankheit) den Dienstnehmer eines Betriebes betraf, der nach dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. Nr: 27, in der jeweils geltenden 
Fassung dem Wirkungsbereich der Arbeitsinspektion unterliegt; 

 2. an das Verkehrs-Arbeitsinspektorat, wenn der Unfall (die Berufskrankheit) 
den Dienstnehmer eines Betriebes betraf, der nach dem Bundesgesetz über 
die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, in der jeweils 
geltenden Fassung dem Wirkungsbereich des Verkehrs-
Arbeitsinspektorates unterliegt; 

entfällt 

 3. an die zuständige Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn der Unfall 
(die Berufskrankheit) den Dienstnehmer eines Betriebes betraf, der nach 
dem Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. 287, in der jeweils geltenden Fassung 
dem Wirkungsbereich der Land- und Forstwirtschaft unterliegt. 

 3. an die zuständige Land- und Forstwirtschaftsinspektion, wenn der Unfall 
(die Berufskrankheit) den Dienstnehmer eines Betriebes betraf, der nach 
dem Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. 287, in der jeweils geltenden 
Fassung dem Wirkungsbereich der Land- und Forstwirtschaft unterliegt. 

Eine weitere Ausfertigung der Meldung einer Berufskrankheit hat der Träger der 
Unfallversicherung dem Arbeitsinspektionsarzt beim Zentralarbeitsinspektorat 
unverzüglich zu übersenden. 

Eine weitere Ausfertigung der Meldung einer Berufskrankheit hat der Träger der 
Unfallversicherung dem Arbeitsinspektionsarzt beim Zentralarbeitsinspektorat 
unverzüglich zu übersenden. 

(4) … (4) … 

§ 365. (1) … § 365. (1) … 

(2) Unfallserhebungen sind nach Einlangen des Antrages und in der Regel an 
Ort und Stelle vorzunehmen. Der Erhebung ist nach Möglichkeit der Versehrte 
beizuziehen. Außerdem sind von der Vornahme der Erhebung der Träger der 
Unfallversicherung, das zuständige Arbeitsinspektorat (Verkehrs-

(2) Unfallserhebungen sind nach Einlangen des Antrages und in der Regel 
an Ort und Stelle vorzunehmen. Der Erhebung ist nach Möglichkeit der Versehrte 
beizuziehen.  Außerdem sind von der Vornahme der Erhebung der Träger der 
Unfallversicherung, das zuständige Arbeitsinspektorat (Land- und 
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Arbeitsinspektorat, Land- und Forstwirtschaftsinspektion) sowie, wenn der Unfall 
einen Dienstnehmer betroffen hat, der Dienstgeber und der Betriebsrat (die 
Vertrauensmänner) des Betriebes zu verständigen. 

Forstwirtschaftsinspektion) sowie, wenn der Unfall einen Dienstnehmer betroffen 
hat, der Dienstgeber und der Betriebsrat (die Vertrauensmänner) des Betriebes zu 
verständigen. 

(3) § 21 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27, und § 21 des 
Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, beide 
in der jeweils geltenden Fassung, sowie die auf Grund des § 92 des 
Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, in der jeweils geltenden Fassung 
erlassenen Ausführungsbestimmungen werden durch die Abs. 1 und 2 nicht 
berührt. 

(3) § 21 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27, in der jeweils 
geltenden Fassung, sowie die auf Grund des § 92 des Landarbeitsgesetzes 1984, 
BGBl. Nr. 287, in der jeweils geltenden Fassung erlassenen 
Ausführungsbestimmungen werden durch die Abs. 1 und 2 nicht berührt. 

 Schlussbestimmung zu Artikel XII des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 

Neu § 662. Es treten in Kraft mit 1. xxxx 2012 die §§ 363 Abs. 3 und 365 Abs. 2 
und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012. 

Artikel 14 

Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 – AWG 2002 
§ 42. (1) Parteistellung in einem Genehmigungsverfahren gemäß § 37 Abs. 1 

haben 
§ 42. (1) Parteistellung in einem Genehmigungsverfahren gemäß § 37 

Abs. 1 haben 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 

 7. das Arbeitsinspektorat gemäß dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. 
Nr. 27, und das Verkehrs-Arbeitsinspektorat, soweit es sich um Betriebe 
oder Tätigkeiten handelt, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-
Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, unterliegen, 

 7. das Arbeitsinspektorat gemäß dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993, 
BGBl. Nr. 27, 

 8. bis 14. …  8. bis 14. … 

(2) … (2) … 

§ 50. (1) bis (3) … § 50. (1) bis (3) … 

(4) Parteistellung im vereinfachten Verfahren hat der Antragsteller, derjenige, 
der zu einer Duldung verpflichtet werden soll, das Arbeitsinspektorat gemäß dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das Verkehrs-Arbeitsinspektorat gemäß dem 
Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan in Wahrnehmung seiner Aufgaben und der Umweltanwalt mit dem 
Recht, die Einhaltung von naturschutzrechtlichen Vorschriften und hinsichtlich der 

(4) Parteistellung im vereinfachten Verfahren hat der Antragsteller, 
derjenige, der zu einer Duldung verpflichtet werden soll, das Arbeitsinspektorat 
gemäß dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993, das wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan in Wahrnehmung seiner Aufgaben und der Umweltanwalt mit 
dem Recht, die Einhaltung von naturschutzrechtlichen Vorschriften und 
hinsichtlich der Verfahren gemäß § 37 Abs. 3 Z 2 bis 4 die Wahrung der 
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Verfahren gemäß § 37 Abs. 3 Z 2 bis 4 die Wahrung der öffentlichen Interessen 
gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 bis 4 im Verfahren geltend zu machen und gegen den 
Bescheid Berufung zu erheben. Dem Umweltanwalt wird das Recht eingeräumt, 
Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den Verwaltungsgerichtshof zu 
erheben. 

öffentlichen Interessen gemäß § 1 Abs. 3 Z 1 bis 4 im Verfahren geltend zu 
machen und gegen den Bescheid Berufung zu erheben. Dem Umweltanwalt wird 
das Recht eingeräumt, Beschwerde gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG an den 
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 91. (1) bis (23) … § 91. (1) bis (23) … 

Neu (24) Die §§ 42 Abs. 1 Z 7 und 50 Abs. 4 erster Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 15 

Änderung des Biozid-Produkte-Gesetzes - BiozidG 
§ 34. (1) bis (7) … § 34. (1) bis (7) … 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat auf Ersuchen den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit, 
soweit dies zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch die 
Arbeitsinspektion notwendig ist, und den Bundesminister für soziale Sicherheit 
und Generationen, soweit dies zur Wahrnehmung von Aufgaben gemäß dem 
Bäderhygienegesetz (BHygG), BGBl. Nr. 254/1976, notwendig ist, von allen 
diesbezüglichen Informationen in Kenntnis zu setzen. Soweit es zur Wahrnehmung 
des Arbeitnehmerschutzes durch die Verkehrs-Arbeitsinspektion erforderlich ist, 
ist auch der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hievon in 
Kenntnis zu setzen. 

(8) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat auf Ersuchen den Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, soweit dies zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
durch die Arbeitsinspektion notwendig ist, und den Bundesminister für 
Gesundheit, soweit dies zur Wahrnehmung von Aufgaben gemäß dem 
Bäderhygienegesetz (BHygG), BGBl. Nr. 254/1976, notwendig ist, von allen 
diesbezüglichen Informationen in Kenntnis zu setzen. 

(9) … (9) … 

§ 46. (1) bis (7) … § 46. (1) bis (7) … 

Neu (8) § 34 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Artikel 16 

Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 – ChemG 1996 
§ 57. (1) bis (2) … § 57. (1) bis (2) … 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit von allen 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat den Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
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Anmeldungen gemäß § 5, Informationen und Mitteilungen gemäß § 13 und von 
Mitteilungen gemäß § 21 Abs. 4 unverzüglich in Kenntnis zu setzen, soweit dies 
zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch die Arbeitsinspektion 
erforderlich ist. Soweit es zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch die 
Verkehrs-Arbeitsinspektion erforderlich ist, ist auch der Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie hievon in Kenntnis zu setzen. 

Konsumentenschutz von allen Anmeldungen gemäß § 5, Informationen und 
Mitteilungen gemäß § 13 und von Mitteilungen gemäß § 21 Abs. 4 unverzüglich 
in Kenntnis zu setzen, soweit dies zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes 
durch die Arbeitsinspektion erforderlich ist. 

§ 77. (1) bis (5) … § 77. (1) bis (5) … 

Neu (6) § 57 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Artikel 17 

Änderung des Bundes-Bedienstetenschutzgesetzes – B-BSG 
§ 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemäß § 62 ist § 63. (1) Der Nachweis der Fachkenntnisse gemäß § 62 ist 

 1. …  1. … 

 2. durch ein Zeugnis einer anderen Einrichtung, die hiezu vom 
Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit gemäß § 63 Abs. 2 ASchG 
ermächtigt wurde, 

 2. durch ein Zeugnis einer anderen Einrichtung, die hiezu vom 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz gemäß § 63 
Abs. 2 ASchG ermächtigt wurde, oder 

 3. durch ein Zeugnis eine anderen Einrichtung, die hiezu vom 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ermächtigt 
wurde, wenn diese Einrichtung oder deren Betreiber der Aufsicht der 
Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegt oder

entfällt 

 4. im Bereich der Bundeministerien für Landesverteidigung und für Inneres 
durch erfolgreiche Absolvierung einer ressortinternen Ausbildung, die der 
Ausbildung einer der Einrichtungen nach Z 1 bis 3 gleichwertig ist, 

 4. im Bereich der Bundeministerien für Landesverteidigung und Sport und 
für Inneres durch erfolgreiche Absolvierung einer ressortinternen 
Ausbildung, die der Ausbildung einer der Einrichtungen nach Z 1 und 2 
gleichwertig ist,

zu erbringen. zu erbringen. 

§ 101. (1) bis (5) … § 101. (1) bis (5) … 

Neu (6) Die vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
gemäß § 63 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes vor dem 1. xxx 2012 erteilten 
Ermächtigungen zur Ausstellung von Zeugnissen zum Nachweis der 
Fachkenntnisse bleiben bis zu einem allfälligen Widerruf gemäß § 14 Abs. 4 der 
Fachkenntnis-Nachweisverordnung – FK-V, BGBl. II Nr. 13/2007, durch den 
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Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unberührt.

§ 107. (1) bis (7) … § 107. (1) bis (7) … 

Neu (8) § 63 Abs. 1 und § 101 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 18 

Änderung des Eisenbahngesetzes 1957 - EisbG 
§ 169. Die Aufgaben und Befugnisse des Verkehrs-Arbeitsinspektorates nach 

dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, insbesondere die 
Überwachung der Einhaltung der zum Schutz der Arbeitnehmer erlassenen 
Rechtsvorschriften und behördlichen Verfügungen, erstrecken sich auch auf 
Zugangsberechtigte mit Sitz im Ausland, insoweit Tätigkeiten nach diesem 
Bundesgesetz in Österreich ausgeübt werden.

§ 169. Die Aufgaben und Befugnisse der Arbeitsinspektion nach dem 
Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. Nr. 27, insbesondere die Überwachung der 
Einhaltung der zum Schutz der Arbeitnehmer erlassenen Rechtsvorschriften und 
behördlichen Verfügungen, erstrecken sich auch auf Zugangsberechtigte mit Sitz 
im Ausland, insoweit Tätigkeiten nach diesem Bundesgesetz in Österreich 
ausgeübt werden.

§ 178. (1) bis (8) … § 178. (1) bis (8) … 

Neu (9) § 169 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 tritt mit 
1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 19 

Änderung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation der Bundes-Wasserstraßenverwaltung -Wasserstraßengesetz 
Verweisungen und Beziehungen zu anderen Rechtsvorschriften Verweisungen 

§ 30. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweiligen Fassung anzuwenden. 

§ 30. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweiligen Fassung 
anzuwenden. 

(2) Auf die Gesellschaft sind die Bestimmungen des § 1 Abs. 2 lit. j des 
Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspektion – VAIG, BGBl. Nr.  
650/1994, anzuwenden. 

entfällt 

§ 34. (1) bis (2) … § 34. (1) bis (2) … 

Neu (3) § 30 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxxx/2012 tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft.
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Artikel 20 

Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967 – KFG 1976 
§ 123a. (1) … § 123a. (1) … 

(2) Zuständige Stellen im Sinne des Abs. 1 sind: (2) Zuständige Stellen im Sinne des Abs. 1 sind: 

Z 1 bis Z 2 … Z 1 bis Z 2…. 

 3. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie für die 
Organe des Verkehrs-Arbeitsinspektorates und der Bundesanstalt für 
Verkehr,

 3. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie für die 
Organe der Bundesanstalt für Verkehr, 

 4. der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit für die Organe der 
Arbeitsinspektorate, 

 4. der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz für die 
Organe der Arbeitsinspektorate,

Z 5 bis Z 6 …. Z 5 bis Z 6 …. 

§ 135. (1) bis (22) …. § 135. (1) bis (22) …. 

Neu (23) § 123a Abs. 2 Z 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 21 

Änderung des Containersicherheitsgesetzes -CSG 
§ 10. (1) Z 1 bis Z 2 … § 10. (1) Z 1 bis Z 2 … 

 3. die Organe des Verkehrs-Arbeitsinspektorates und 
Z 4 … 

 3. entfällt 
Z 4 …. 

§ 14a. § 3 Abs. 6, § 8 Abs. 4 und § 13 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2002 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

Neu 

§ 14a. (1) § 3 Abs. 6, § 8 Abs. 4 und § 13 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2002 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft. 

(2) § 10 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 22 

Änderung des Post-Betriebsverfassungsgesetzes - PBVG 
§ 30. Die Ergebnisse der Wahl der Vertrauenspersonenausschüsses sind dem § 30. Die Ergebnisse der Wahl der Vertrauenspersonenausschüsses sind dem 
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zuständigen Personalausschuß, die Ergebnisse der Wahl der Personalausschüsse 
dem Zentralausschuß unverzüglich mitzuteilen. Das Gesamtergebnis der Wahl ist 
im Betrieb unverzüglich in geeigneter Weise kundzumachen und dem 
Betriebsinhaber (Leitung der dem Wirkungsbereich des Personalausschusses 
entsprechenden Einheit, Unternehmensleitung), dem zuständigen (Verkehrs-)Ar-
beitsinspektorat, der zuständigen freiwilligen Berufsvereinigung und der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitnehmer mitzuteilen.

zuständigen Personalausschuß, die Ergebnisse der Wahl der Personalausschüsse 
dem Zentralausschuß unverzüglich mitzuteilen. Das Gesamtergebnis der Wahl ist 
im Betrieb unverzüglich in geeigneter Weise kundzumachen und dem 
Betriebsinhaber (Leitung der dem Wirkungsbereich des Personalausschusses 
entsprechenden Einheit, Unternehmensleitung), dem zuständigen 
Arbeitsinspektorat, der zuständigen freiwilligen Berufsvereinigung und der 
zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitnehmer mitzuteilen. 

§ 41. (1) bis (5) … § 41. (1) bis (5) … 

(6) Der Vorsitzende hat unmittelbar nach Beendigung der konstituierenden 
Sitzung das Ergebnis der Wahl der Personalvertretungsfunktionäre sowie die 
Reihenfolge der Ersatzmitglieder dem Betriebsinhaber (Leitung der dem 
Wirkungsbereich des Personalausschusses entsprechenden Einheit, 
Unternehmensleitung), dem zuständigen Personalausschuß und dem 
Zentralausschuß anzuzeigen. Die Wahlergebnisse der Personalausschüsse und des 
Zentralausschusses sind weiters den jeweils nachgeordneten 
Personalvertretungsorganen anzuzeigen. Der Zentralausschuß hat die 
Wahlergebnisse aller Personalvertretungsorgane der zuständigen freiwilligen 
Berufsvereinigung, der zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer sowie dem zuständigen (Verkehrs-)Arbeitsinspektorat anzuzeigen. 
Alle Wahlergebnisse sind im Betrieb in geeigneter Weise kundzumachen.

(6) Der Vorsitzende hat unmittelbar nach Beendigung der konstituierenden 
Sitzung das Ergebnis der Wahl der Personalvertretungsfunktionäre sowie die 
Reihenfolge der Ersatzmitglieder dem Betriebsinhaber (Leitung der dem 
Wirkungsbereich des Personalausschusses entsprechenden Einheit, 
Unternehmensleitung), dem zuständigen Personalausschuß und dem 
Zentralausschuß anzuzeigen. Die Wahlergebnisse der Personalausschüsse und 
des Zentralausschusses sind weiters den jeweils nachgeordneten 
Personalvertretungsorganen anzuzeigen. Der Zentralausschuß hat die 
Wahlergebnisse aller Personalvertretungsorgane der zuständigen freiwilligen 
Berufsvereinigung, der zuständigen gesetzlichen Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer sowie dem zuständigen Arbeitsinspektorat anzuzeigen. Alle 
Wahlergebnisse sind im Betrieb in geeigneter Weise kundzumachen.

§ 81. (1) bis (12) … § 81. (1) bis (12) … 

Neu (13) Die §§ 30 und 41 Abs. 6 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2012 treten mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 23 

Änderung der Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994 
§ 338. (1) bis (5) … § 338. (1) bis (5) … 

(6) Die Bestimmungen des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27, 
und die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, 
BGBl. Nr. 650/1994, werden durch dieses Bundesgesetz nicht berührt.

(6) Die Bestimmungen des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, BGBl. Nr. 27, 
werden durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

(7) bis (8) … (7) bis (8) … 

§ 382. ( 1 )  b i s  ( 4 7 )  …  § 382. ( 1 )  b i s  ( 4 7 )  …  
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Neu (48) § 338 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft.

Artikel 24 

Änderung des Berufsausbildungsgesetzes - BAG 
§ 34. (1) bis (2) … § 34. (1) bis (2) … 

(3) Durch dieses Bundesgesetz bleiben insbesondere unberührt: (3) Durch dieses Bundesgesetz bleiben insbesondere unberührt: 

 1. Das Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. Nr. 27/1993, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 150/2009,

 1. Das Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. Nr. 27, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2012,

 2. Das Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. I 
Nr. 650/1994, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 150/2009,

entfällt 

 Z 3 bis 4 …  Z 3 bis 4 … 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

§ 36. (1) bis (8) … § 36. (1) bis (8) … 

Neu (9) § 34 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 
tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft. 

Artikel 25 

Änderung des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzes 2008 - EGVG 
Art. I (2) lit. A Z 1 bis Z 38 …. Art. I (2) lit. A Z 1 bis Z 38 …. 

 39. der Arbeitsinspektorate und des Verkehrs-Arbeitsinspektorates;  39. der Arbeitsinspektorate; 

Z 40 bis Z 42 …. Z 40 bis Z 42 …. 

Artikel V Artikel V 
Art. I Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 20/2009 tritt mit 

1. Jänner 2010 in Kraft. 
(1) Art. I Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 20/2009 

tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
Neu (2) Art. I Abs. 2 lit. A Z 39 in der in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xxx/2012 tritt mit 1. xxx 2012 in Kraft.

358/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
22 von 23

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  23 von 23 

Artikel 26 

Änderung des Strahlenschutzgesetzes 

§ 42. (1) bis (4) ….. § 42. (1) bis (4) ….. 
Neu (4) § 43 in der in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2012 tritt 

mit 1. xxx 2012 in Kraft. 
§ 43. (1) bis (3) …. § 43. (1) bis (3) …..
(4) hinsichtlich des Eisenbahn-, Straßen-, Luft- und Schiffsverkehrs, der dem 

Verkehrsarbeitsinspektionsgesetz 1994, BGBl. Nr. 650/1994, unterliegenden 
Betriebe der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft,

entfällt 

(5) und (6) … (5) und (6) …
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